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Thüringens CDU- und SPD- geführte Landesregierung hat trotz Bedenken und Protesten der 

Bürgerinitiativen aus ganz Thüringen Ende Februar 2014 eine geänderte Straßenausbau-satzung 

beschlossen. Ein Alternativvorschlag der Bürgerinitiativen Thüringens und der Linken, der 

Forderungen beinhaltete, wurde durch die beiden Fraktionen abgelehnt.  

1868 trat erstmals in Baden ein Ortsstraßengesetz in Kraft, das in Deutschland ermöglichte, 

Straßenkosten auf Eigentümer von Anliegergrundstücken umzulegen. Beim Abkassieren der 

Grundstückseigentümer zog Preußen 1871 nach. Es gab auf den Straßen außer Fußgängern fast 

ausschließlich von Pferden und anderen Tieren gezogene Fuhrwerke.  

Heutzutage nutzen abertausende Motorfahrzeuge täglich unsere Straßen und die Hauseigentümer 

sollen rückwirkend ab August 1991 und danach 30 Jahre  für Straßenausbau zahlen müssen. Diese 

Zumutung grenzt an Zynismus, ist unerträglich, unsozial und menschenverachtend. Bei klammen 

Kassen nutzen unsere Politiker alle Möglichkeiten, unsere Bürger abzukassieren. Woher sollen 

Wenigverdiener, Rentner, Sozialhilfeempfänger usw. das Geld zum Bezahlen noch nehmen?  

Öffentliche Einrichtungen wie Straßen, Gehwege und deren Beleuchtung sind kommunale 

Einrichtungen und müssen deshalb aus dem öffentlichen Haushalt von Steuermitteln, zum Beispiel u. 

a. von der Kraftfahrzeugsteuer  finanziert werden. Autobahnen und Bundesstraßen etc. werden auch 

aus dem Staatshaushalt finanziert. Im sogenannten Beitragsrecht bei der Beitragsgesetzgebung in 

Thüringen wird nicht unterschieden zwischen Erschließungs-beiträgen für die erstmalige Herstellung 

einer Straße und Straßenausbaubeiträgen für die Erneuerung, Verbesserung oder Erweiterung bereits 

hergestellter Straßen. Mit der Erschießung, also der erstmaligen Herstellung einer Straße, werden 

Grundstücke erst bebauungsfähig. Der Grundstückeigentümer hat hier eindeutig einen Vorteil.  

Ganz anders beim Straßenausbau. Hier ergibt sich für den Grundstückseigentümer kein rechtlicher 

Vorteil und der Wert des Grundstückes steigt um keinen Cent. Er kann eher fallen, falls der Ausbau 

ein höheres Verkehrsaufkommen bewirkt. Feinstaubbelastung, Smog und erhöhter Lärm sind 

wahrzunehmen (Beweis: leerstehende Wohnungen an verkehrsreichen Straßen).  Ein höherer 

Gebrauchsvorteil kann dem Hauseigentümer nicht nachgewiesen werden.  Man spricht von  240 

Millionen Euro, die vom  Bürger abkassiert werden sollen.  

Wenn genügend Geld zur Rettung von Banken, Diätenerhöhungen und Abfindungen hochdotierter 

Beamten vorhanden ist, sollte bei unseren Politikern endlich ein  Umdenken stattfinden. Öffentliche 

Einrichtungen gehören zur Daseinsfürsorge und müssen aus öffentlichen Mitteln finanziert werden. 

Wenn ich beim Bäcker Brot kaufe, muss ich auch nicht über Beiträge den Backofen finanzieren.  

Die Bürgerinitiativen Thüringens fordern von der Landesregierung die generelle Abschaffung von 

Beiträgen für Straßen, Abwasser und Gebühren für Niederschlagswasser. Was in anderen 

Bundesländern möglich ist, sollte auch in Thüringen möglich sein. Wir wohnen auf keinem anderen 

Stern. Wenn dennoch keine Einsicht bei unseren Politikern einkehrt, sollte die Ungleichbehandlungen 

am 14. September 2014 politisch geklärt werden und diese Volksvertreter aus CDU und SPD nicht 

wieder gewählt werden. 
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